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Fur die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 


Fur die Einführung des im Artikel 15 des Staatsgrundgefetzes, 
über die richterliche Gewalt, in Ausſicht geſtellten Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes haben ſich in letzter Zeit wieder mehrere Stimmen erhoben. 

Ueberall dort, wo anläßlich dieſer Frage eingehendere Studien 
über Rechtſprechung in der Verwaltung gemacht werden, heguügt man 
ſich freilich und naturgemäß nicht mehr mit der Forderung auf Ein⸗ 
ſetzung des Einen Verwaltungsgerichtshofes, ſoudern man gelangt zur 
Forderung der Einführung einer inſtanzmüßig gegliederten Verwalkungs 
gerichtsbarkeit. 

Der Linzer liberale Verein läßt eine diesfällige an das Abge 
ordnetenhaus gerichtete Petition durch feinen Berichterſtatter Dr. von 
Kißling in folgender Meife begründen: 

Gegenwärtig entfcheiden in allen Adminiſtratin- Angelegenheiten 
(wir rechnen dazu alle Acte der öffentlihen Gewalt mit Ausnohme 
der Geſetzgebung und Rechtſprechung) in letzter Juſtanz die eigenen 
Regferungsorgane (in vielen Fällen die Landesausſchüſſe, für welche 
daſſelbe gilt) in eigener Sache. 

Benz. B. gegen einen Zahlungsauftrag der untern Finanz- 
behörde die Beſchwerde erhoben wird, entscheidet endlich das Finauz⸗ 
Ministerium, welches doch nur das finanzielle Intereſſe des Staates 
vertreten kann. Wenn, wie es vor Kurzem geſchah, auf eine Denun⸗ 


cintion hin, daß ein vor Jahren militärpflihtiger Mann ſich durch 


Simulation der Militärdleuſtleiſtung entzogen hat, dieſer nun in das 
Heer einzutreten gezwungen wird, ſo entſcheidet das gewiß nicht un⸗ 
befangene Kriegsminiſterſum. Wenn heute das Unterrichtsminifterium 
einen Profeffor ſeiner Stelle wegen angeblicher politiſcher Umtriebe 
entfegt und, weil er noch nicht zehn Jahre gebient hat, ohne Penſion 
entläßt, fo hat darüber gar Niemand zu emticheiben. 

Während man ſich im Privatperkehre nicht gefallen zu laſſen 
braucht, daß man einen Kreuzer ohne rechtlichen Grund zahlt, und 
darüber zwei oft drei unabhängige richterliche Inſtanzen entſcheiden, 
diſpouirt die Verwaltung über das ganze Privatvermögen, ja über die 
Perſonlichkeit jelbft aus eigener Willlür. In Anwendung des geführ- 
lichen Satzes, „daß dem öffentlichen Wohle Alles weichen mäſſe,“ der 
eigentlich ein Satz des abfoluten Staates iſt, mit dem man Ver⸗ 
faſſungen und Geſetze escamotirt, werden von der Adminiſtration 


Anforderungen erhoben und Verfügungen getroffen, die das individuelle 
Recht und die individuelle Freiheit beſchüdigen. 

Weder das Verfahren noch die perſonlichen Eigenſchaften der 
Entſcheidenden geben die Garantie, welche für jede Rechtsentſcheldung 
gefordert werden kann. 

Das Verfahren iſt vor allem ſchriftlich, die Parteien haben daher 
feine Gewähr dafür, daß wirklich alle Thalfachen in Erwägung gezogen, 
alle ihre Beweismittel geprüft, und ihre Rechts ausfuͤhrungen gewür⸗ 
digt werden. Es iſt aber auch ein Verfahren, bei welchem von dem 
einſeſtigen Standpunkte der Betheiligten Staatsbehörde ſehr häufig nur 
die für dieſelbe wichtiger ſcheinenden Gründe der Zweckmäßigkeit und 
offentlichen Rückſichten erhoben und dargeſtellt, dagegen die Rechts⸗ 
fragen wenig oder gar nicht erörtert werden. Es beſteht keine bindende 
Norin für die Verhandlung, wir ſehen deshalb die größten Verſchieden⸗ 
heiten in der Behandlung. So wird in Oberöſterreich, Salzburg, 
Schleſien, Kärnthen, Krain, im Küſtenlande und in der Bukoppina, 
in welchen Ländern die Finanzlandesbehörden nicht rollegialiſch organi⸗ 
ſirt ſind, Alles durch die Perſon des Chefs der Behörde allein ent⸗ 
ſchieden, in den audern Landern durch ein Collegium. Es mangelt 
aber auch den entſcheidenden Perſonen die wiſſenſchaftliche und praktiſche 
Vorbildung, da bekanntlich far den Dienft in der Adminiſtration ent⸗ 
weder gar keine heſtimmten Studien erfordert werden, oder menigſtens 
mit ſolchen fich begungt wird, die eine höchſt dürftige juriſtiſche Bil: 
dung gewähren. 

Daß die Adminiſtrativbehörden ſich ſelbſt die nöthigen Rechts⸗ 
kenntniſſe nicht zutrauen, geht wohl ſchon daraus hervor, daß fie als 
jurtſtiſche Ralhgeber die Finauzprocuraturen um ihre Rechtsanſicht 
befragen. Daß ſolches Gutachten, abgeſehen davon, daß an daſſelbe die 
Adminiſtratipbehoͤrden nicht gebunden find, nicht die eigene Ueberzeugung 
erſetzen kann, iſt klar. Dazu kommt aber, was von größter Bedeutung 
erſcheinen muß, daß fie weder unbefangen urtheilen können, noch dürfen. 
Unbefangen können ſie nicht fein, weil fie ut eigener Sache entſcheiden 
ſollen, ſie dürfen es aber auch nicht ſein, weil ſie eben nicht unabhangig 
von dem Einfluffe der Regierung find, im Gegentheile von einer energiſchen 
Wahrung des vermeintlichen öffentlichen Intereſſes nur die Gunſt derſelben 
und ihre angenehmen Folgen als Beförderung, Auszeichnung u. dgl. erwarten 
können. Bei dem Mangel des Rechtsſchutzes, wegen welchen ſchon viele 
Beamte ſchwer Leiden mußten, iſt eine unbefangene Eutſcheidung in 
dem Falle, wenn das vermeintliche Staatsintereſſe dem Rechte weichen 
ſoll, oder wenn höher geſtellte Perſöulichkeiten fi dafür intereſſiren, 
kaum zu erwarken. Es ift ſogar ſehr zu bezweifeln, ob immer von 
Seite der Procuraturen, welche in diſeiplinarer Unterordnung unter 
dem Präſidium der Finauglandesbehörde, alſo den Stakthaltereien ſtehen, 
ein Gutachten abgegeben wird, wie es unabhängige Rechtsmänner aus⸗ 
ſprechen würden. Nehmen wir z. B. einen Fall, ein in der Gunſt des 
Statthalters ſtehender Adminiſtratipbeamter wird wegen eines geſetz⸗ 
widrigen Vorganges von einer Partei iu dem jetzt allein zuläſfigen 
Adminiſtratipwege wegen Schadeuerſatz belaugt, dem Statthalter liegt 
daran, dieſen Anſpruch abzuwenden, die Finanzprocurgtur theilt aber 
die Anſicht der Partei, fie hat da nur zwiſchen der Ungnade des 
Stakthalters oder Verleugnung der Rechts auſchauung zu mählen. 

Durch die Einſetzung des Reichsgerichtes find allerdings manche 
früher der Willkür anheim gegebene Angelegenheiten der richterlichen 


Eutfgeiung unterzogen worden, allein tauſende von Fällen werden 
noch immer nach adminiftrativen Belieben entſchieden. Für das Be⸗ 
dürfniß nach einer Rechtscontrolle für dleſe Falle ſpricht doch gewiß dle 
Thatſache fehr entſchieden, daß das Reichsgerſcht eine Meuge Klagen 
wegen Jucompetenz abzuweiſen genöthigt iſt. Dieſe klopfen aber nur 
deshalb au die Thüre deſſelben, weil für fie überhaupt der Teupel 
der Gerechtigkeit verſchloſſen iſt. 

Neben der Miniſter⸗Verautwortlichkeits⸗Klage, die doch nur als 
eiu außerordenkliches, ſelten auwendbares und noch ſeltener angewen⸗ 
detes Mittel der Rechts durchſetzung augeſehen werden kann, iſt daher 
der Rechtsweg in allen Streitigkeiten des öffeutlichen Rechtes, entweder 
vor dem Reichsgerichte oder dem Verwaltungsgerichtshofe erforderlich, 
ſoll in Wahrheit die verſaſſungsmäßige Garantie dafür gegeben werden, 
daß bei allen der richterlichen Entſcheldung unterliegenden Aelen der 
Regierung das Recht und Geſetz gewahrt perde. 

Es ſcheint der Grund der Verzögerung, welcher die Regierung 
in diefer Beziehung augeklagt werden kann, in einigen gegen die Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit erhobenen Bedenken zu legen. 

Das eine Bedenken ift die Befürchtung, es werde die Adutini⸗ 
ſtration einerſeits gehindert, anderfeiks die Verwaltungsgerichte mit 
zahlloſen Prozeſſen überhäuft werden. 

Weder elnes noch das andere iſt bei einer zweckmüßigen Organi⸗ 
ſirung der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu beſorgen. Die Adminiſtration 
wird durchaus nicht gehemmt, da ee als ein ſelbſtperſtäudlicher Grunde 
ſatz des Verfahrens gelten muß, daß entweder die Vollziehung der 
Verfügung der Adminiſtration gar nicht oder nur gegen Sicherſtelluug 
gehemmt wird, wenn die Eutſcheiduug des Verwaltungsgerichtes an⸗ 
gerufen wird, und dann, daß überhaupt der Rechtsweg erſt nach Aus⸗ 
tragung der Sache im abminifirativen Wege betreten werden kann. 
In dieſer letzteren und in der Beſtimmung, daß der ſachfällige Thell 
immer die Koſten des Verfahrens zu tragen hat, in der Oeffentlich⸗ 
keit der Verhandlung liegt das ſicherſte Korrektiv für elne Ueberla⸗ 
dung der Verwalkungsgerſchte. Dabei ift aber auch noch tu Erwägung zu 
ziehen, daß der Beſtaud elner Rechts koutrolle au und für fich ſchon 
die Wirkung hat, daß die Adininiſtrativ⸗Behörden ſich der vollen Gründ⸗ 
Tichfeit und Unpavteilichkeit befleißen werden, um ſeinerzeit nicht Gefahr 
zu laufen, daß ihre Entſcheldungen von Seite des Gerichtes als geſetz⸗ 
widrig und rechtswidrig erkamſ werden. Es iſt dieß eine Erfahrung, 
welche überall gemacht worden iſt, wo die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
eingeführt wurde. 

Wenn, wie es bei der vorausſichtlichen und wünſchenswertheu 
Deceutraliſation an und für ſich nothwenbig fein wird, in jedem Lande, 
oder vielleſcht für mehrere kleine Länder zuſammen, wie es bel den 
Oberlaudesgerichten der Fall iſt, ein Verwaltungsgerichtshof aufgeſtellt 
wird, fo wird dieſer, auch bei einem ſehr geringen Perſonale vollkommen 
genügen, um den Bedürfuiſſen zu entſprechen. Es durfte vielleicht ſogar 
angehen, daß durch nicht ſtaudige Richter dieſe Geſchäfte beſorgt werden, 
wie es theilweiſe beun Reichsgerichte der Fall ift, 

Ein weiteres Bedenken ſcheint darin gefunden zu werden, daß etz 
ſehr ſchwierig iſt, die Competenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit feft 
zu ſtellen. Man weift da insbeſonders auf Baiern hin, in welchem 
bereits zwei Maul die Regierung ein Geſetz über die Verwaltungsge⸗ 
vichtsbarkeit zur verfaſſungsmaßigen Behandlung gebracht, jedesmal 
aber deßhalb einen Erfolg uicht erzielt hat, weil fie mit den gefetz⸗ 
gebenden Körpern nicht in Uebereinſtiunnung kommen konute, welche 
Angelegenheiten zur Competenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit gehören. 
Gerade der Vorgang in Baiern widerlegt aber das Bedenken, dent 
eben der Weg, welchen die baieriſche Regierung eingeſchlagen hat, ift 
ein verfehlter geweſen. Sie wollte nämlich eaſuiſtifch feſtſtelleu, was 
zur Verwaltungsgerichtsbarkeit gehöre, und hat daher in dem erſten 
Geſetzentwurfe 54 und im zweiten Geſetzentwurfe 52 verſchledene Fälle 
aufgezählt, in welchen die Verwaltungsgerichtsbarkeit competent fein 
foll, während fie in allen nicht ausgedrückten Füllen denſelbeu nicht 
zufaffen wollte. Damit iſt eben, und das war das Motiv der Ablehnung 
von Seite der Kammer der Abgeordneten, den Bedürfniſſen nicht Genüge 
gethan, ſondern die Gerichtsbarkeit in Verwaltungsſachen für die Fälle 
zulöffig erklärt worden, für welche fie dem Weſen der Sache nach 
nicht zuläſſig iſt, dagegen aber eine Meuge Angelegenheiten, in welchen 
es eben einen Schutz gegen die Willkür der Adminiſtration geben 
ſoll, von der Rechtsſprechung ausgeſchtoſſfen worden. Eine caſuiſtiſche 
Feſtſtellung der Competenz iſt daher nicht nur nicht nothwendig, fondern 
geradezu ſchädlich, und die Schwierigkeit, welche hierin gefunden wird, 
daher nicht vorhauden, und ſehr leicht dadurch zu befeitigen, daß iim 
Allgemeinen ausgeſprochen wird, daß jeder Fall der Eutſcheidung der 
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Verwaltungsgerichtsbarkelt unterzogen werden kann, in welchein auf 
Grund einer Verfügung oder Aeles der Regierung oder der ihr gleich⸗ 
ſtehenden Orgaue, wie z. B. des Landesausſchuſſes, ein Streit über einen 
Rechtsunſpruch eutſteht. 

Es mag immerhin ein fo allgemein gefaßter Grundſutz in manchen 
Fällen die Competenz zweifelhaft erſcheinen laſſen, wie es überhaupt 
bei Adminiſtratſp⸗Verfügungen ſehr ſchwierig iſt, zu entjcheiden, ob 
dieſelben blos allgemeine Erwartungen, oder auch fpecielle Intereſſen 
oder wirkliche Rechte berühren. Die Zweifelhaftigkeit ſolcher Fälle iſt 
aber bei dem Beſtande des Reichsgerſchtes als Competenz⸗Gerichkshofs 
vollſtändig ungefährlich, da diefer ſchließlich jeden Fall, der nach feiner 
Anficht vor die Verwalkungsgerichtsbarkeſt nicht gehört, wenn von 
Seite der Adminiſtration der Competenz⸗Coufliet erhoben wird, von 
dieſer ausſchließen, und die adminiſtrative Behandlung wahren wird. 

Dabei muß bemerkt werden, daß dann vielleicht eutweder durch 
einen Nachtrag zum Geſetze über das Reichsgericht oder durch eile 
beſondere Beſlimmung rückſichtlich der Verwaltungsgerichtsbarkeit ausge⸗ 
drück! werden müßte, daß unter dem im Artikel 2 des Geſetzes über die 
Eluſetzung eines Reichsgerichtes aufgeführten „Rechtstwege“, ſowohl die 
Austwagung vor dem Civil und Strafrichter, als vor dem Verwaltungs⸗ 
gerichte zu verſtehen ſei. 


— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wer ſtellt den Todtengräber au, die Pfarrborſtehung, der Kirche ucon— 
eurreuz-Ausſchnßß oder die Gemeinde? 


Durch das Ableben des Todtengräbers Markus D. in G. wurde 
daſelbſt die Todteugrüberſtelle erlediget. Der Kircheuconcurrenz⸗Aus⸗ 
ſchuß in G. war der Meinung gewefen, daß die Beſtellung des neuen 
Todtengräbers in feine Competenz gehöre und hatte in Folge deſſen 
die fragliche Stelle einem neuen Bewerber verliehen. Das Pfarramt 
G. hielt dieſen Vorgang für ungeſetzlich, legte Verwahrung dagegen 
ein und behauptete, die „Kircheuporſtehung“ (Pfarrer und zwei Kirchen⸗ 
pröbſte) habe das Recht zur Anſtellung des Todtengräbers. (Bemerkt 
wird, daß der Todteugräber in G. für jeden Act des Eingrabens vou 
der Partel eutlohnt wird, ohue zugleich Emolumente aus der Kirchen ⸗ 
caſſe zu beziehen.) 

Ueber dieſen Streit entſchled die Bezirkshauptmannſchaft L. am 
11. Juni 1869, 3. 4524, „daß weder der Kirchenconeurrenz⸗Ausſchuß, 
noch die Pfarrvorſtehung, ſondern die Gemeinde G. den Todten⸗ 
gräber beſtelle“, — und zwar aus dem Titel der ihr zuſtehenden 
Handhabung der Sanitätspolizei. In der Begründung der dießfälligen 
Entscheidung der Bezirkshauptmannſchaft wurde gejagt: „Dos Beerdigt⸗ 
werden und der Vorgang dabei, gehen vor Allein und in erſter Linie 
die Gemeinde an, da die Reiuhaltung des nächſten Luftlreiſes und der 
Beſit eines geſunden Trinkwaſſers Vitalfragen für die Bewohner einer 
Gemeinde find. Die Gemeinde hat daher die Beerdigungen zu übers 
wachen, und, da nach den geltenden Vorſchriften für jeden Leichenhof 
ein Todtengrüber beſtellt werden ſoll, dieſen, der die ſanitären Anord⸗ 
nungen der Gemeinde befolgen muß, zu beſtellen. Gegen dieſe Auf⸗ 
faffung walten im conereten Falle umſoweniger Bedenken ob, als der 
Toldengräber in G. weder aus der Kircheneaſſe, noch aus der des 
Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſes eine Entlohnung bezieht. Die Frage, ob 
ein Friedhof Kirchengut bildet, oder aber Eigenthum der Kirchen⸗ 
gemeinde ſel, dann der Umſtand, daß ein Begräbniß ein kirchenfeier⸗ 
licher Act, und daß der Begrübnlßplatz eine „geſegnete“ Sache (res 
benedicta) ift, bleiben von der Frage der Beſtellung des Todten⸗ 
grübers, welcher nur die mechaniſche Aufgabe hat, dle Gräber zu 
machen, ganz unberührt.“ 

In dem gegen dieſe Entſcheidung ergrifſenen Recurſe führte die 
rccurrirende Kirchenvorſtehung aus: 

„Aus der Zuweiſung der Geſundheltspolizei in den ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreis der Gemeinde folgt wohl nach der Aualogie anderer 
gleichfalls in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gelegten 
Zweige der Polizei, z. B. der Feuerpolizel, die Ueberwachung hier 
des Todtengräbers bezüglich der Befolgung der für die Beerdigung 
erfloſſenen Vorſchriften, nicht aber die Beſtellung desſelben für den 
der Kirche gehörigen, die Kirche rings umfchließenden Friedhof. Durch 
§. 24 sub 3 der Gemeindeordnung “) wird auch die Flureupolizet, 


*) F. 24 der fraglichen Gemeindeorduung entſpricht Art. V des Ge⸗ 
meinde⸗Grundgeſezes vom 5. März 1862. 


als in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gelegt, aufge⸗ 
führt und doch geftattet §. 2 der Verordnung der Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz vom 30. Jännner 1860 betreffend die Be⸗ 
ſtellung eines breldeten Feldſchutz⸗Perſonales dem Beſitzer eines größeren 
Gutes oder Wirthſchaftscomplexes zur Ueberwachung feines Feldgules 
die Beſtellung eines eigenen Flurwächters, der beeidet in der Aus⸗ 
übung dieſes Dienſtes als öffentliche Wache anzuſehen iſt und in dieſer 
Beziehung alle in dem Geſetze gegründeten Rechte, welche den obrig⸗ 
keitlichen Perſonen und Civilwachen zukommen, genießt. Wenn nun 
ein größerer Grundbeſitzer zur Ueberwachung feines Feldgutes, unge⸗ 
achtet die Gemeinde die Flurenpolizei beſitzt, einen eigenen Flurwächler 
init obrigkeitlichen Anſehen beſtellen darf, fo wird auch die Kirchenvor⸗ 
ſtehung für den der Kirche gehörigen Friedhof, ungeachtet die 
Gemeinde die Geſundheitspolizel verwaltet, einen Todtengräber beſtellen 
können. Es iſt ſelbſtverfländlich, daß der polliſſchen Gemeinde das 
Beſtellungsrecht des Todtengrabers auf einem von ihr errichteten und 
erhaltenen Friedhofe gebühre. Wenn die Verwaltung der verſchiedenen 
Zweige der Polizei von Seſte der Gemeinde auch allumfaſſende An⸗ 
ſtellungsrechte derſelben begründen würde, jo würde dies zu hochſt 
drückenden Folgerungen führen. Es iſt nicht anzunehmen, daß die 
Geſetzgebung der Gemeinde in Sachen der Gefunbheitspolizet eiue 
größere Competeuz einräumen wollte, als zur Erreichung des Zweckes 
derſelben — Forderung des allgemeinen Geſundheſtszuſtandes durch 
Eulfernung von Krautheitsurſachen und Vorbeugung von nachtheiligen 
Wirkungen auf den allgemeinen Gefundheitszuftand — nothwendig 
iſt; dieſer Zweck word vollſtändig durch die Ueberwachung des Todten⸗ 
gräbers von Seſte der Gemeinde erreicht, da dieſelbe auf die Entfernung 
eines Todtengrabers, der ihre ſanitären Anordnungen nicht befolgen 
würde, und auf die Beſtellung eines neuen dringen kann. Da die 
früheren politiſchen Behörden, welchen bis 1864 die Gefundheitspoligch 
zu handhaben oblag, ein Auſtellungsrecht der Todtengräber auf kirch⸗ 
lichen Friedhöfen nicht hatten, wie diet für Inneröſterreſch der Hof 
beſcheid vom 6, Juni 1785: „Die Pfarter können in den drei 
innerböſlerreichiſchen Propinzen einen eigenen Todtengraͤber gegen die 
Stollaxe halten“ und für Böhmen die Verordnung vom 14. Mal 
1829: „Das Recht den Todtengräber anzuſtellen oder abzuſeten, kommt 
ohne Rückſicht auf den Beſoldungsfond dem Kirchenvorſtallde zu, welcher 
aus dem Patron oder dem Patronatscommiſſär und dem Seelſorger 
beſteht,“ beweiſen, fo iſt nicht anzunehmen, daß die Gemeinden nun 
ein umfangreicheres Recht blos durch die im Allgemeinen geſchehene 
Zumeiſung der Gefundheſtspolizei im 8. 24 sub 5 der Gemeinde⸗ 
ordnung erhalten haben ſollten. Es iſt der Kirchenvorſtehung nicht 
belanut, daß der Hofbeſcheid vom 6. Juni 1785 durch ein Gefeh 
aufgehoben oder in feiner Wirkſamkelt abgeändert worden wäre, und 
es iſt nicht anzunehmen, daß das durch den §. 24 der Gemeinde⸗ 
ordnung, der die Agenden des ſelbſiſtandigen Wirkungskreſſes der Ge⸗ 
meinde ſpeeifieirt, per transonnam geſchehen ſei. Eine Currende des 
k. k. Guberniums für Steiermark vom 18. Mai 1832, Z. 7440, 
in welcher die neue Friedhofordnung für Graz bekannt gemacht wird, 
räumt dem Pfarrvorſteher und der Vogteiobrigkeſt das Recht deu 
Todtengräber zu ernennen, mit folgenden Worten ein: „Der jeweilige 
Todtengräber iſt von der betreffenden Pſarrvorſtehung und von der 
Bogteiobrigfeit nach vorläufiger ſtreuger Prüfung feiner phyſiſchen und 
moraliſchen Eigenſchaften zu dleſem Dienfte zu ernennen.“ Nach dieſer 
Currende wurde in Graz von den hochwürdigen Herren Pfarrern — 
ſeit Aufhebung der Vogtei, allein — vorgegangen, und es iſt nicht 
bekannt, daß dieſe Cuxrende für der Kirche gehörige Friedhöfe nufer 
Wirkſamkeit geſetzt worden sei.“ 

Die Statthalterei entſchied unterm 1. Seplember 1869, Z. 8436, 
daß die Kirchenvorſtehung den Todtengräber zu beſtellen habe. Ans 
folgenden Gründen: „Der Friedhof in G. iſt ein unbeſtrittenes Eigen⸗ 
thum der Kirche, welche bisher unbehindert die Grabſtellegebühr einge⸗ 
hoben hat. Friedhöfe gehören zu den geiftlichen Sachen, fie find innere 
kirchliche Angelegenheiten und es kann keinem Zwelfel unterliegen, daß 
der zur Beerdigung von Leichen auf katholischen Friedhoſen nothwendige 
Todtengräber von der Kirchenvorſtehung zu bestellen ſei, der Gemeinde 
aber aus der ihr nach dem F. 24 des Geſetzes vom 2. Mai 1864 
obliegenden Sorgfalt für die Erhaltung des allgemeinen Geſundheits⸗ 
zuſtandes, nur das Recht der Ueberwachung der Befolgung der für 
Beerdigungen gegebenen ſanſtätspolizeilichen Vorſchriften erwachſeu 
könne.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirke wieder der Kirchenconeurrenz⸗ 
Ausſchuß und betonte: „Der Umſtand, daß die Kirchenvorſtehung bisher 
nubehindert die Grabſtättegebühren eingehoben hat, beweiſet noch nicht, 
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daß die Kirche im rechtlichen Beſize des Friedhofes ift, und abgeſehen 
von mehreren in jüngſter Zeit wiederholt erfloſſenen Eutſcheidungen, 
wornach Friedhöfe Eigenthum der Kirchengemeinden ſind, iſt man der 
Meinung, daß der Friedhof nicht zu den inneren kirchlichen Angelegen⸗ 
heiten gehöre, weil für die Herſtellung und Inftandhattung desselben 
die eoncurrireuden Gemeinden verpflichtet find. Welters hat der Todten⸗ 
gräber bei der Beerdigung keine geiſtlichen und! gottesbienftlichen 
Handlungen zu vollführen, oder zu unterftügen, foudern ihm bleibt 
nur die mechaulſche Aufgabe, die Grüber nach deu beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften ordnungsmäßig herzustellen, und die Leichen nach geſchehener 
Urchlicher Einfegnung in denſelben zu verſcharren. Für dieſe Ver⸗ 
richtungen wird der Todteugräber erſtens von der Partei ſelbſt nach 
dein beſtehenden Torife entlohnt, und zweitens bezieht er hiefür von 
der Pfarrgemeinde eine von der Meßnerſammlung getrennte Natulralien⸗ 
ſammlung nach dem Sthirm-⸗Briefe. Weil nun der Concurrenz⸗Ausſchuß 
die Pfarre und Kirchengemeinde in derlei Angelegenheiten vertritt, der 
Todlengräber als ſolcher von ſetzterer wirklich eine Entlohnung in 
Geſtalt einer Naturalfammlung bezieht, von der Kirche aber nicht den 
gerlugſten Bezug genießt, wozu die Kirche, falls das Recht der Be⸗ 
ſtellung eines Todtengrabers wirklich ihr zukömmt, doch in erſter Linie 
verpflichtet wäre, glaubt der Ausſchuß das Recht der Beſtellung des 
Todlengrabers für ſich beauſpruchen zu konnen.“ 

Das Minſſſerium für Cultus und Unterricht hat mit Entſcheſdung 
vom 26. November 1869, 3. 10717, die Entſcheidung der Statte 
halterei beſtätiget, weil das Recht der Ernennung des Todlengräbers 
aus dem Landesgeſetze vom 28, April 1864 (Kirchenconcurrenz⸗Geſetz 
für Stejermark) nicht abgeleitet werden kanu. II. 


Grund des Wenfgliens der politiſchen Geuehntigung bei Waldabſtockunga⸗ 
vertragen. 

Bekanntlich wird hie und da in praxi behauptet, daß mit Bezug 
auf den Geiſt der Beſtimmungen in den 88. 8, 4, 5, 23 det Forſt⸗ 
geſetzes vom 3. December 1852 die polſtſſchen Behörden auch noch 
gegenwärtig Waldabſtockungsvertrage zu genehmigen haben. In einem 
ſolchen Falle nun, wo überdſeß die politiſche Genehmigung zur Ber 
dingung der Giltigkeit des Vertrages gemacht war, hal die Landes. 
behörde dle politiiche Genehmigung um deßwillen nicht gegeben, weil 
geſetzlich für den Verkehr mit Grund und Boden Freiheit beftche. 

Einer der Vertragſchließenden reeurrirte gegen dieſe abweſsliche 
Erledigung. Darüber hat das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium ınit Erlaß 
vom 9. December 1869, 3. 5181, die politiſche Genehmigung aus 
dem Grunde nicht mehr für nothwendig befunden, weil die hinſlchtlich 
der Waldabſtockungsverträge ehemals erforderliche politiſche Geneh⸗ 
migung durch das Kundmachungs⸗Patent zum Forſtgeſetze (Abſatz 21“. 
nach welchem Patente ſämmtliche bie dahin giltigen forſtpolizeilichen 
Vorſchriften aufgehoben ſeien, außer Kraft geſetzt hat. M. G. 


— — 


Notizen. 


Der allgemeine Beamten Verein der öſterreichiſch⸗ 
ungauiſchen Monarchie, der ſich die Wahrung und Förderung der 
materiellen, geiftigen und forialen Intereſſen des Beauikenſtandes zur Aufgabe 
ſtellt, nimmt unter den in den letzten Jahren zahlreich entstandenen 
humanitären Veretuen, dann Verſicherungs- und Verſorgungs⸗Anſtalten eine 
ehrenvoll hervorragende Stellung ein. Ohne hohe Wrotection zu genteßen, und 
ausſchliaßlich auf den Prinetpien der Selbsthilfe und der Gegenſettigkeit beruhend, 
hat derſelbe feit feinem vierlährigen Beſtande in feinen beiden Hauptabtheilungen 
für Verſicherungs⸗ und Vorſchuß⸗ Geſchäſte, welche zunächſt der materiellen 
Intereſſen-Förderung gewidmet find, ſchon Fehr anerkennenswerlhe Nefultate erziell. 

Nach dem neueſten Gheſchäfts⸗Ausweſſe find bis Ende December 1869 
bereits 5547 Verſſcherungs⸗Verträge über ein verſichertes Capital von 4% Mile 
lionen Gulden abgeſchloſſen, und in 116 Todesfällen ſchon 80,000 fl. Wer: 
ſicherungsbelrüge ausbezahlt worden. Die Pramien⸗Reſerve un Betrage von 
circa 200,000 fl. ift in guten Eſſecten bei der privilegtrien Nattoualbank in 
Verwahrung. In der Vorſchußabtheilung it durch die eigenen Ciyahlungen 
der Beamten in zahlreichen Vorfhuß-Gonforsien ſchon ein Fond von 150,000 fl. 
gebildet, aus welchem jährlich über 200,000 fl. Vorſchüſſe zu billigen Zinſen 
ertheilt werden. Außerdem wird der Vrreln in nächſter Zeit bie Versicherung 
der ärztlichen Pflege, dann die Invaliden⸗Verſicherumg nach Kaan und die 
Stellon⸗Vermittlung in den Kreis feiner Thäligkeſt cinbezlehen. 


Um auch die Förverung der geiſtigen Jutereſfen anzubahuen, hat die 
lezte General⸗Verſammlung die Bildung cines Unterrichts⸗Fondes für Kinder 
mittelloſer Beamten beſchloſſen, und demſelben vorläufig auf zehn Jahre 25 pCt. der 
Inkereſſen des allgemeinen Fondes zugemieſen. Aus den Zinſen der bisher 
eingegangenen Beträge werden vorläufig mehrere Freiplatze an der Handels: 
und Gewerbeſchule des hieſigen Frauen⸗Erwerb⸗Vereines dolirk, welche an 
Beamtentöchter verliehen wurden. Als nächſter und eigentlicher Zweck iſt vie 
Errichlung einer höheren Töchterſchule mik einem Penſionate für auswärkige 
Zöglinge in Ausſicht genonanen, und il der Verwaltungsrath joeben bemühl, 
auch mertere reife zur Betheiligung an dieſem wohllhätigen Unternehmen 
heranzuziehen 

Auch auf ſocialen Gebiete hat der Verein, ſoweit es die Verhältuiſſe 
geſtattan, die Intereſſen der Standesgenoſſen zu verkreten unternommen. Eine 
im Jahre 1868 dem öſterreſchiſchen Reichsrathe überreichte Petion um Exlaſſung 
einer Dieuſtes⸗Pragmalit für Staatäbeanıte wurde im Abgeordnetenhaue zum 
Gegenftande einer ſehr wohlwollenden und eingehenden Deballe gemacht und 
der k. k. Regierung zur eindringlichen Würdigung empfohlen. Eine Miniſterial⸗ 
Conuniſſion hat berelts den Eutwurf eines diesbezüglichen Geſetzes ausgearbeitet. 
Eine erſt in jüngiter Zeit dem Abgeordnetenhauſe überreichte Petition erbittet 
die Erhöhung ſämmilicher Beamtengehalte, die Regelung der Witten: und 
Waiſen⸗Verſorgung und die Gerrährung von Theulerungszulagen für die niederen 
Beamten. Es ſind dies Beweife einer ſegensreichen Thätigkeit von Seite eines 
Unternehmens, das, obſchon einem dringenden Bebürfniſſe ber Zeit entſprechend, 
anfänglich dach mit Apathie und Mißtrauen aufgenommen wurde und ſich nur 
mühſam Bahn brechen mußte. 

Die we ſſeutlichen Vorzuͤge des Beamten⸗Vereines beſtehen in dem das 
geſammte Inkereſſen⸗Gebiet des Beamitenſtandes umfaſſenden Zwecke, in der 
Klorheit und Bündigkeit ſeiner Slatulen, in der Niedriglert feiner Pränten: 
Tarife, welche um 20 bis 25 pet. geringer, als die aller übrigen Anſtalten 
ſind, in der Einfachheit und Billigkeit feiner Verwaltung und in der Solidität 
feiner ganzen Gebahrung, die theils gus den vierteljährlich veröffentlichten 
Geſchäfts⸗Ausſwelfen, theils aus den mit Klarheſt und Ueberſichtlichkeit ver 
faßten Jahresberichten zu entnehmen ſind, und deren Vertrauenswürbigkeit 
durch die Selbſebetheiligung der Beamten an der Geſchäftsführung, im Ver⸗ 
waltungsrathe und en eirca fünfzig Lokal⸗Ausſchüſſen erhöht wird. 

Dieſer ſchon in weiten Kreſſen verbreitete Ruf hat dem Vereine und feinen 
Abtheilungen eine ſtetig zuwachſende Zahl von Thellnehmern zugeführt. Der 
Eintritt ſteht jedem Staats- und Prſvatbeamten, ſowie überhaupt allen jenen 
frei, deren Lebensſtellung der des Beamtenſtandes analog iſt. Außerdem kann. 
aber Jedermann mit dem Vereine Verſicherungs⸗Geſchäfte abſchließen und an, 
den Vortheilen, die feine Verſicherungs⸗Anſtalt bietet, theilnehmen. Die Uaber⸗ 
ſchüſſe, welche, Dank der geringen Sterblichkeit, jährlich mehrere Tauſende 
betragen, werden nicht als Dividende vertheilt, ſondern fließen als Reſerve in 
den allgemeinen Fond, deſſen Zinfen wieder für allgemeine Vereinszoecke vers 
wendet werden. Dieje glückliche Verbindung geſchäftlicher Unlernehmungen mit; 
humanitären Beſtrebungen bildet den Grundcharakter des Beamten⸗Vereines und 
zugleich den Triumph des modernen Aſſoclationsweſens. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Lokal⸗Ausſchüſſe werben 
von den Beamten gewählt und erfüllen ihre Aufgabe ohne jede Entlohnung 
als Ehren- und Humanitäts⸗Miſſion. Der Geiſt der Solidarität und gewiſſen⸗ 
haften Verantwortung wältek in ben ganzen Unternehmen und der Particular⸗ 
us findet nirgends eine Stelle. — An der Spihe des Vereines ſtehen 
dent Fellnan Ritter von Norwill, emeritirter General» Secretär der 
Nordbahn, ein Mann von ſeltener Charakter⸗Meinheit, der die Fülle feiner 
geſchäfllichen Senne und Erfahrungen ſowie ſeine ganze Zeit dem Vereine 
widmet, ferner die beiden Bice⸗Präſidenten Fr. von Schmidt⸗Zabierow, Sections: 
raih im Miniſterium des Aeußern, Mitgründer des Vereines, der in den beiden. 
erſten Jahren die Geſchafte mit fellener Ausdauer und Selbſtverläugnung 
leitete und organiſiete, dann W. de Laglio, General⸗Juſpector der Staats- 
bahn, der ſein lebhaftes Intereſſe für humauitare Zwecke bei jedem Anlaſſe 
Dethätigt. — Ein aus der Mitte des Verwaltungsrathes gewähltes Directions: 
Comite leitet die Geſchäſte mil Hilfe eines General = Secretärs und mehrerer 
Beamten. In Berigerungs + Angelegenheiten ftehen ihm als Fach⸗ Capacktat 
ber durch feine Werke über Verſicherulggswweſen in weiten Kreiſen bekannte 
Burcau⸗Chef Jul. Kaan und der Chefarzt Dr. Buchheim zur Seite. 

Es ift durch dieſen Verein der erfreuliche Beweis geliefert, ein an⸗ 
fänglich unſchetnbares Unteruehmen, wenn es mit Intelligenz, Energie und Un⸗ 
rigennühigkrit geführt wird, in kurzer geit zu großem Auſſchwung gelangen kann. 


Der teiermarkifce gandesausſch uh bat in feiner lezten Sibuung 
von 22. Jänner 1870 die Rechtsanſchauung ausgesprochen, daß die Gemeinde 
innerhalb des Nayon s, in welcher der Friedhof ſich befinbet, für ſich allein zur 
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Errichlung einer Todtenkamuter nicht, insbeſondere nicht auf Grund des Ge⸗ 
meindegeſetes varpfuchtet werden könne. Tiefe Angelegenheit gehöre überhaupt 
nicht in den felbfiftändigen Wirkungskreis der Gemeinde, indem vielmehr Bor: 
Schriften beſtehen, welche die Verpflichtung von Friedhöfen und Todlenkammern 
den concurrirenden (Pfarr-) Gemeinden nach Verhallniß der Seelenzahl auf- 
erlegen. Die politiſche Bezirksbehörde könne allerdings, wenn fie die Erbauung 
einer Leichenkanmner für dringend und unaufſchiebbar erachtet, die Initiative 
ergreifen, die nöthigen Vorerhebungen pflegen und im eigenen Wirkungskkeiſe 
entſcheiden. 


— — 


Verordnungen. 


Erlaß des Miuniſters des Innern au füäwmtliche Laupeschefs vom 15. Jän⸗ 
ner 1870, 3. 150 - M. I. betreffend die Rückſtellung auslandiſcher Orveus⸗ 
inſtgnien. 

Aus Anlaß der nach einem Todesfalle erfolgten Mückſtellung auslän iſcher 
Ordensinſignjen hat das k. und k. Minifterium des Aeußern anher dle Mil⸗ 
theilung gemacht, daß nach dem Ableben der reſpeckiven Decorirten römiſche 
und griechiſche Orden nur für den Fall, als dieſelben in natura verliehen 
worden waren, brafilianifge und portugleſiſche Orden aber niemals, endlich 
von den ſpauiſchen Orden nur die Inſignſen des Ordens vom goldenen Vließe, 
des Ordens Carl III. und die Schleife und das Kreuz des adeligen Dauen⸗ 
Ordens zurückzuſtellen find. 

Mie ſchon bekannt iſt, werden die ſeauzbſiſchen, ruſſiſchen und orientalis 
ſchen Orden nach dem Tode der Decorjrten niemals und die ruſſiſchen Orden. 
nebſt dem bezüglichen Patente nur dann zurüdgeftellt, wenn der betreſſende 
Betheilte in Folge eines richterlichen Spruches des Rechtes Orden zu tragen 
verluſtig erklärt worden wäre. 

Das Ableben eines mit einem ruſſiſchen Orden Decoclrten hat jedesmal 
angezeigl zu werden. Drbensftatuten ſowie bie bezuglichen Decrete ſind im 
Allgemeinen nicht zurügzuſſtellen. 

Ich beehre mich Hochdenſolben hievon mit dem Beifügen zur meiler ges 
fälligen Verfügung die Miktheilung zu machen, daß hinſichtlich der italieniſchen, 
Ordensdocoraftonen die bezüglichen Normen bereits in meinem Grlaſſe von 
12. Dezember 1868, 3. 6967. M. I., enthalten ſind. (Mit biefem Erlaſſe wurde 
bekannt gegeben, daß königliche italieniſche Orbenäberoralionen und Medaillen, 
gleich den franzöſtſchen, ruſſiſchen und orientaliſchen Orden und Medaillen, mil 
alleiniger Ausnahme des Annuneſaden⸗Ordens, nach dem Sterbefalle der Bes 
theilten nicht zurückzuſtellen find.) 


erſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung”. 


Se. Majeftät haben dem mit dem Rauge eines Sectionschefs bekleideten, 
General:Stallmeijter int Acterbauminiſterzum Grafen Ladislaus Rogz wa dowski 
die Würde eines geheimen Nathes verliehen. 

Se. Mojeftät haben dem Vicebirector der Polizei « Diveclion in Wien 
Regierungsrath Anton Le Monnier als Ritter des Ordens der eiſernen 
Krone dritter Claſſe den Rikterſtand verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Bicedirecfor der Gentvalbivection der Tabakſabri⸗ 
ken und Einlöſungsämter Karl Felbinger als Ritter des Ordens der. 
eiſernen Krone dritter Claſſe den Ritterſtand verliehen. 

Der Mlulſter des Innern hat den auf eine Bezirkscommiſſärsſtelle untere 
gebrachten Vezirksvorſteher Morih Lüßner zum Bezlrkshaupmaun zweiter 
Claſſe in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hol die Bezirkshauplmäuner zwelker Claſſe 
Guftav Gutmann und gudwig Joſſel zu Bezufshauptmännen erſler Elaſſe, 
dann den Statthallereiconcipiſten Frautz Vogl und den Bezi ichtsadjuncten, 
Franz Schönwetter zu Bezirkshauptmännern zwelter El u Steiermark! 
ernannt. 

Der Aclerbaumemiſter Hat den Nechnungsführer dritter Claſſe Joſef 
Schlichtner zum Rechnungsführer im Staatsgeſlüte Piber ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung. 


imauzrathſtelle bei der Finanzprocuegtur in Ping, 2000 fl. eventuell 
fl. Gehalt. bis 3. März (Amtsblatt Nr. 32). ; i 
Zwei Bazı upkmanusſtellen erſter eventuell zweiter Claſſe mit ben 
Dienſlorten in Brünn und Schönberg in Mähren, bis 25. Februar (Auls⸗ 
blatt Nr. 32). ’ 

Aſfiſtenteuſtelle beim Salzverſchleiß⸗Magazinsaute in Gutlunden, 420 fl. 
Gehalt, 42 fl. Zuartiergeld, eventuell eine Stelle mit 387 fl. Gehalt und 36 fl. 
Quartfergeld, bis 6. Me; (Amisblatt Nr. 33). 5 

Mochnungsoffteialsſtelle bein Rechnungsdepartement des mähriſch ſchleſt⸗ 
ſchen Oberlandesgerichts in Prüun, 1000 fl. Gehalt, eventuell eine Stelle mut 
geringerem Gehalte, bis 2. März Antsblatt Rt. 37) 
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Druck von A. Pichler's Wuwe & Sohn in Wien. 


Berlag von Mori Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


